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Gemeinde steht vor finanziell 
schwierigen Zeiten
In Moosleerau steigen mittelfristig Steuerfuss und Verschuldung.

Peter Weingartner

Von einer «sehr geringen Leis-
tungsfähigkeit» der Gemeinde 
sprach Moosleeraus Gemeinde-
ammann Francisco Baños, als 
er an der Gemeindeversamm-
lung vom Freitag den Finanz-
plan 2022 bis 2026 vorstellte. 
Was heisst das konkret? Der 
Steuerfuss von aktuell 123 Pro-
zent soll ab 2025 127 Prozent 
betragen. Gemildert wird die fi-
nanzielle Situation durch höhe-
re Finanzausgleichsbeiträge: Sie 
sollen von 2023 73 000 Franken 
auf 252 000 Franken im Jahr 
2026 steigen. Fremdfinanzie-
rungen lassen auch die Netto-
schuld pro Einwohner von nun 
2062 auf 2829 Franken hoch-
schnellen. 

«Es braucht Lösungen», 
meinte Baños am Ende der Ver-
sammlung, als ein Votant wis-
sen wollte, wie es um mögliche 
Fusionen stehe. Eine Studie 
vom Mai dieses Jahres, erstellt 
von Forschenden der Zürcher 
Hochschule für angewandte 
Wissenschaften, kam zum Fa-
zit: «nicht realistisch». Immer-
hin konnte Gemeinderat Tobias 

Stauber Positives von der Zu-
sammenarbeitsfront berichten. 
Die geplante Zusammenlegung 
der Wasserwerke Kirchleerau, 
Moosleerau und Staffelbach 
habe nun einen Namen: Tech-
nische Betriebe Oberes Suhren-
tal. Am 11. Mai 2023 findet in 
Staffelbach die nächste Ver-
sammlung zu diesem Thema 
statt. Staubers Einladung: «In-
teressierte können da mitwir-
ken.»

Mit bloss einer Gegenstim-
me und bei sechs Enthaltungen 
genehmigte die von 58 Stimm-
berechtigten besuchte Ver-
sammlung die Gesamtrevision 

der Nutzungsplanung Siedlung 
und Kulturland. «Ein gutes und 
zweckmässiges Planungsinstru-
ment für die nächsten 15 Jahre», 
sagte Baños. Zu reden gab eine 
variable Bestimmung mit Spiel-
raum: die Grenzabstände in der 
Kernzone. Der Planer als Gast 
meinte, es gehe um eine Abwä-
gung bei einer Abweichung vom 
Richtmass von vier Metern. Der 
Gemeinderat entscheidet, 
nachdem zusammen mit der 
Bauverwaltung in Schöftland 
und den betroffenen Grundbe-
sitzern eine Lösung erarbeitet 
worden sei. Im Idealfall. Auf je-
den Fall müssten Abweichun-
gen – kleinere oder grössere 
Grenzabstände – begründet 
werden.

Grundsätzlich begrüsst wur-
de eine Erhöhung der Ausnüt-
zungsziffer von 0,3 auf 0,35, al-
lein das Ausmass war umstrit-
ten. Warum nicht 0,4 oder 
höher? Francisco Baños verwies 
darauf, dass das Untergeschoss 
nicht an die Ausnützungsziffer 
angerechnet werde. Im Keller-
geschoss dürfe aber ein Zimmer 
oder ein Studio eingebaut wer-
den.

Grossteil des Verkehrs in der 
Region Olten ist hausgemacht
Resultate einer umfangreichen Verkehrserhebung liegen vor; sie sol-
len als Grundlage für Weiterentwicklung des Strassennetzes dienen.

Das Amt für Verkehr und Tief-
bau des Kantons hat in den Ge-
meinden westlich von Olten 
eine umfassende Verkehrs-
erhebung durchgeführt. An ins-
gesamt 22 Standorten in den 
Gemeinden Gunzgen, Kappel, 
Hägendorf, Rickenbach und 
Wangen bei Olten haben Ka-
meras den Verkehr während 
drei Tagen erfasst, wie der Kan-
ton in einer Mitteilung schreibt. 
Mittlerweile liegt die Auswer-
tung der Erhebung vor. Sie 
zeigt, dass 85 Prozent des er-
fassten Verkehrs die untersuch-
ten Gemeinden als Start- oder 
Zielort hat. Es handelt sich bei 
diesen Fahrten um sogenann-
ten «hausgemachten Verkehr». 
15 Prozent der erfassten Fahr-
zeuge – das sind rund 5700 
Fahrten pro Werktag – gehören 
zum Durchgangsverkehr. 

Die Resultate der Verkehrs-
erhebung dienen als Grundlage 
für die Studie «Verkehrsanbin-
dung Agglomeration Olten». 
Im Rahmen dieser Planung 
wird untersucht, wie die Ver-
kehrsinfrastruktur in der Re-

gion fit für die Zukunft gemacht 
werden könne, heisst es weiter. 
Insbesondere soll sie zeigen, 
welche räumlichen und ver-
kehrlichen Auswirkungen mit 
der Verlängerung der Entlas-
tung Region Olten im Raum 
Hägendorf (ERO+) verbunden 
seien. Die Resultate dieser Stu-
die sollen Anfang 2023 vorlie-
gen. «Auf Basis dieser Erkennt-
nisse sollen schliesslich ge-
meinsam mit den Gemeinden 
die weiteren Planungsschritte 
festgelegt werden», heisst es in 
der Auswertung zur Verkehrs-
erhebung. 

Zudem heisst es in der Aus-
wertung weiter: «Im Rahmen 
der bisherigen Diskussion wur-
den die vorliegenden Analyse-
resultate auf Basis des kantona-
len Verkehrsmodells von den 
Gemeinden immer wieder in 
Frage gestellt.» Insbesondere 
wiesen die Gemeinden auf 
einen vermutlich höheren An-
teil des Durchgangsverkehrs 
sowie erhöhten Schwerver-
kehrsanteilen hin. Parallel zur 
Vertiefungsstudie werde daher 

eine umfassende Verkehrs-
erhebung durchgeführt, die 
eine von allen Beteiligten  
akzeptierte, datenbasierte 
Grundlage für die weiteren Pla-
nungen bilden soll.

Das methodische Vorgehen 
bei der Erhebung war wie folgt: 
Im Rahmen einer Nummern-
schilderhebung wurden mithil-
fe von Videokameras die Num-
mernschilder von vorbeifahren-
den Fahrzeugen erfasst. Dabei 
wurden Informationen wie 
Nummernschild, Datum, Uhr-
zeit, Kamerastandort, Richtung 
sowie Fahrzeugklasse (Perso-
nenwagen oder Lastwagen) re-
gistriert und in einem Daten-
satz gespeichert. Dies ermög-
licht es aufzuzeigen, an welchen 
Standorten bestimmte Fahr-
zeuge in ein Untersuchungsge-
biet einfahren und an welchen 
Standorten diese nach einer be-
stimmten Dauer wieder raus-
fahren. Die Erhebung ist an drei 
aufeinander folgenden Werkta-
gen im Mai 2022 über jeweils 
24 Stunden (von 0 bis 24 Uhr) 
durchgeführt worden. (otr)

Im Kampf gegen häusliche Gewalt 
Mit einer gemeinsamen Aktion in Aarau wollen Polizei, Hilfsorganisationen und der Kanton auf Gewalt gegen Frauen aufmerksam machen. 

Dominic Kobelt

«Haben Sie gewusst, dass in der 
Schweiz jede Woche ein Mann 
versucht, seine Partnerin oder 
Ex-Partnerin umzubringen? 
Und dass dies jede zweite Wo-
che gelingt?» Mit diesen Fragen 
spricht Ilona Karsai von der An-
laufstelle Häusliche Gewalt die 
Passantinnen und Passanten in 
Aarau an. Manche winken ab, 
andere sind schockiert und be-
ginnen zu diskutieren. «Einige 
erzählen auch von ihren persön-
lichen Erlebnissen und wie sie 
von Gewalt betroffen waren», 
sagt Karsai.

«In meiner Kindheit wusste 
man von manchen Frauen, dass 
sie zu Hause geschlagen wur-
den, aber niemand hat etwas 
unternommen», erzählt Karsai. 
Ob es mehr häusliche Gewalt als 
früher gebe, lasse sich schwer 
sagen, aber die Meldungen und 
Anzeigen hätten sicher zuge-
nommen. 

Regierungsrat Egli:  
«Keinerlei Toleranz»

Auch Regierungsrat Dieter Egli 
kam am Freitagmittag in Aarau 
vorbei. «Es ist wichtig zu ver-
deutlichen, dass es im Aargau 
keinerlei Toleranz gegenüber 
Gewalt gibt», erklärt er. Ihm 
sei wichtig, dass über das The-
ma diskutiert werde. «Oft 
spricht man von einem Fami-
liendrama, als ob das einfach 
so passieren würde – aber es 
geht um ein Delikt, um Opfer 
und Täter.»

Wie geht die Polizei bei 
einem Fall von häuslicher Ge-

walt vor? Den typischen Fall 
gebe es nicht, erklärt Matthias 
Boscaini, Gruppenchef Gewalt-
schutz bei der Kantonspolizei 
Aargau. «Der Begriff der Gewalt 
ist umfassend zu verstehen», 
macht er klar. Neben physischer 
Gewalt unterscheidet die Poli-
zei zwischen psychischer Ge-
walt, etwa wenn jemand seine 
Partnerin bedroht, stalkt, die 
Bewegungs- oder Kontaktfrei-
heit einschränkt; sexueller Ge-
walt, aber auch Vernachlässi-
gung, also beispielsweise die 
Verletzung der Fürsorgepflicht.

Bei einer Meldung von 
häuslicher Gewalt rück ein Auf-

gebot der Stadt-, Regional- oder 
Kantonspolizei aus. «Der primä-
re Auftrag der Polizei ist es, die 
unmittelbare Gewalt sofort zu 
stoppen», sagt Boscaini. «Da-
nach trifft die Polizei Vorkehrun-
gen, um das Opfer und die übri-
gen Beteiligten, insbesondere 
auch Kinder, vor weiterer Ge-
walt zu schützen.» Möglich sind 
etwa eine Wegweisung, ein Kon-
takt- und Annäherungsverbot, 
eine Inhaftierung oder eine Zu-
führung an die Staatsanwalt-
schaft. 

Doch was ist, wenn das Op-
fer gar keine Anzeige erstatten 
möchte, sind dann der Polizei 

die Hände gebunden? «Nein, 
selbst wenn das Opfer zum 
Zeitpunkt der Intervention und 
während eines Strafverfahrens 
keine Aussagen machen möch-
te oder kann und somit keine 
Anzeige erfolgt, werden weite-
re Behörden über die Interven-
tion in Kenntnis gesetzt.» Dies 
seien etwa die Anlaufstelle für 
häusliche Gewalt, die Kesb 
oder die Kinderschutzgruppe, 
erklärt Bos caini. Dies sei auch 
gesetzlich so vorgeschrieben.

Doch wie steht der Aargau 
da, wenn es um den Opfer-
schutz geht? Rosmarie Hub-
schmid, Betriebsleiterin vom 

Frauenhaus Aargau-Solothurn, 
erklärt, in beiden Kantonen zu-
sammen gebe es zehn Schutz-
plätze für Erwachsene. «In der 
Istanbul-Konvention empfiehlt 
der Europarat einen Schutz-
platz oder Familienzimmer pro 
10000 Einwohner. Im Aargau 
wären das gegen 70 Plätze», 
rechnet sie vor. Damit seien 
nicht ausschliesslich Plätze in 
Frauenhäusern gemeint, son-
dern Schutzplätze für gewalt-
betroffene Erwachsene.

Was hält Regierungsrat Die-
ter Egli von der Forderung nach 
mehr Schutzplätzen? «Wir ma-
chen, was wir können, und es 

hat in den letzten Jahren Verbes-
serungen gegeben – aber natür-
lich, man kann immer mehr ma-
chen. Die finanziellen Mittel 
sind aber begrenzt», sagt Egli. 
Auch in der Prävention sei der 
Kanton auf die Hilfsorganisatio-
nen angewiesen und dankbar 
für die Unterstützung, das sei 
auch einer der Gründe, warum 
er an der Standaktion teilneh-
me.

Juso will Sockelbeitrag  
für Frauenhaus

Die Juso ist mit der momenta-
nen Situation nicht zufrieden 
und hat deshalb eine Petition ge-
startet. «Die heutige Finanzie-
rung der Leistungen des Frauen-
hauses Aargau-Solothurn er-
folgt ausschliesslich nach dem 
Prinzip der Subjektfinanzierung 
und deckt die Kosten und den 
Aufwand des Frauenhauses in 
keiner Weise», heisst es zur Be-
gründung. Diese bringe ausser-
dem hohe bürokratische Hürden 
mit sich.

Mit der Petition fordert die 
Juso die zuständigen Regie-
rungsräte dazu auf, jährlich 
einen Sockelbeitrag in angemes-
sener Höhe festzulegen, um die 
Schutzfunktion des Frauenhau-
ses Aargau-Solothurn zu ge-
währleisten.

Im Rahmen der internationalen 
Kampagne «16 Tage gegen 
Gewalt an Frauen» findet am 
Donnerstag, 1. Dezember, 
zwischen 18.30 und 19.30 eine 
Kundgebung «Gemeinsam 
gegen Femizide» am Bahnhof 
Aarau statt.

Mit einem inszenierten Tatort machen Polizei und Hilfsorganisationen auf Gewalt gegen Frauen aufmerksam. Bild: Dominic Kobelt
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